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Am Anfang stand die Frustra
tion. Frustration über millionen
schwere Kampagnen gegen al
les, wofür die SP einsteht, seien 
es der Erhalt und Ausbau unse
rer Sozialwerke, sei es ein starker 
Minderheitenschutz, die Bewah
rung des Rechtsstaates oder die 
Bekämpfung staatlicher Willkür. 
Frustra tion darüber, dass das 
rechte  Lager über alle Mittel ver
fügt, um die Schweiz mit Propa
ganda einzudecken, und damit 
eine SVPFDPMehrheit im Nati
onalrat errungen hat. Und damit 
nicht genug: Sie können es sich 
sogar leisten, eine Zeitung nach 
der anderen aufzukaufen um da
mit hunderttausende Menschen 
mit waghalsigem Kampagnen
journalismus zu beeinflussen. 

Mit neuen Ideen Widerstand 
leisten
Auf die Frustration folgte die Er
kenntnis: Die Sozialdemokra
tische Partei muss sich in ihren 

Ausdrucks und Aktions formen 
und in ihrem Kampagnenstil 
wandeln, um gegen millionen
schwere Kampagnen und Propa
gandawalzen der Rechtsbürger
lichen bestehen zu können. Die 
daraus hervorgegangene Basis
kampagne konnte dank tausender 
AktivistInnen innert drei  Jahren 
innerhalb der SP Schweiz, der 
Kantonalparteien und der Orts
sektionen etabliert und weiter
entwickelt werden.

Unsere Demokratie sieht sich 
mit der Herausforderung ei
ner  tiefen Stimm und Wahl
beteiligung konfrontiert. Es ist 
 wichtig, die Stimmberechtig
ten Mal für Mal ans Rendezvous 
an der Urne zu erinnern und da
rauf hinzuweisen, was auf dem 
Spiel steht – damit eine Repoliti
sierung in Gang kommt. Die Ba
siskampagne macht genau das. In 
den letzten drei Wochen vor dem  
Wahlsonntag werden die Wäh
lerInnen mittels Telefonanrufen 

MIT IHR KONNTE DIE SP auf kantonaler und lokaler Ebene in den letzten drei Jahren einen Sieg nach dem andern verbuchen: Die Basiskampagne 
ist eines der effektivsten Mittel, wenn es darum geht, mehr Menschen für unsere Partei zu gewinnen. Und erst recht 2019, wenn bei den natio
nalen Wahlen die rechtsbürgerliche Mehrheit im Nationalrat geknackt werden soll.

Wir reden mit 
den Menschen, 
nicht über sie

Marco Kistler und Micha Küchler,  
Projektleiter Basiskampagne SP Schweiz
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ABS-Aktien ermöglichen  
mehr erneuerbare Energien.   
Machen Sie mit. 
Mehr dazu auf: www.abs.ch /aktien www.abs.ch

Anders als Andere.

 ABS-Aktien  
ermöglichen.



(+ 3,7 %), Riehen (+ 1,8 %), Zürich 
(+ 3,5 %), Winterthur (+ 6,0 %) 
und Bern (+ 3,1 %) zulegen. Doch 
nicht nur das – wir verzeichneten 
in den entsprechenden SPSekti
onen auch ein Mitgliederwachs
tum.

Und damit kommen wir zum 
Kern der Sache. Wir bewirken 
mit dem neuen Mobilisierungs
instrument nicht nur eine  höhere 
Stimmbeteiligung und Sitzge
winne in den Parlamenten, son
dern wir geben den Mitgliedern 
und mit der SP Sympathisie
renden eine konkrete Möglich
keit, sich für unsere An liegen 
zu  engagieren. Im Verlauf  einer 
Basis kampagne lassen sich oft 
lang  abgetauchte Mitglieder re
aktivieren,  Sektionen erhalten 
 neuen Schwung,  interessierte 
Frauen und Männer und auch 
ganz  junge Nachwuchskräfte 
 finden  Anschluss an die Partei.

Dass Parteien, politisch tätige 
Verbände und auch Gewerkschaf
ten unter Mitgliederschwund 

ans eingetroffene Wahlcouvert 
erinnert – sozusagen ein Dienst 
an der repräsentativen Demo
kratie.

Doch es geht noch um weit 
mehr. Es geht ums Gespräch, um 
den direkten Kontakt mit all je
nen, die von politischen Entschei
den betroffen sind. Wir sprechen 
nicht nur, sondern hören auch zu, 
interessieren uns: Welche kon
kreten Erwartungen haben die 
Menschen in der heutigen Zeit 
gegenüber den politischen Ins
titutionen? Mit welchen Proble
men sehen sich Randregionen 
konfrontiert, in welche Richtung 
sollen sich unsere Städte ent
wickeln?

Menschen statt Millionen
Die jüngsten  Erfahrungswerte 
zeigen, dass die  Basiskampagne 
einen starken Einfluss auf das 
Wahlresultat hat. Seit den Na
tionalratswahlen 2015 konnten 
wir damit in Solothurn (+ 2,5 %), 
BaselStadt (+ 1,8 %), Aargau 

Verteidigen wir unsere Grundrechte!
mente in die Hand gibt. So sollen 
von  ihnen beauftragte Privatde
tektive Versicherte ohne richter
liche Genehmigung mit Bild und 
Tonaufnahmen überwachen kön
nen. Für die Bestimmung des 
Standorts ist sogar der Einsatz 
technischer Instrumente wie 
GPSTracker oder Drohnen mög
lich, wenn ein Gericht dies geneh
migt. 

Versicherungsspitzel mit mehr 
Kompetenzen als die Polizei?
Das mulmige Bauchgefühl  eines 
Sachbearbeiters genügt,  damit 
uns in Zukunft ein Versiche
rungsspitzel ins Wohnzimmer 
spähen darf. Damit erhalten 
Privat detektive für die Obser
vation von Ver sicherten weiter 
reichende Kompetenzen als die 
 Polizei für die Überwachung von 
Straftäterinnen und potenziellen 
Terroristen. Ebenso stossend ist, 
dass Observationen nicht nur an 
allgemein zugänglichen Orten in 
der Öffentlichkeit möglich sind. 
Die Schnüffler sollen uns auch 

Die SP unterstützt das Referen
dum gegen das Überwachungs
gesetz, von dem wir alle betrof
fen sind. Denn neben der Inva
liden und Unfallversicherung 
und den Ergänzungsleistungen 
fällt auch die Krankenversiche
rung unter die neue gesetzliche 
Grundlage. Der Europäische Ge
richtshof für Menschenrech
te hat die Schweiz im Jahr 2016 
gerügt, weil für die Observati
on von  Unfallversicherten kei
ne aus reichende Rechtsgrundla
ge vorhanden sei. Das Parlament 
hat darauf im Eilzugstempo im 
allgemeinen Teil des Sozialver
sicherungsrechts  einen Artikel 
geschaffen, der  allen Sozialver
sicherungen in Zukunft weitrei
chende Überwachungsinstru

auf dem  Balkon, im Wintergar
ten oder im Schlafzimmer aus
spähen dürfen, wenn die Beob
achtung von einem allgemein zu
gänglichen Ort aus geschieht. Wer 
in einem Einfamilienhaus oder im 
Parterre wohnt, hat Pech gehabt. 

Mit Missbrauchsfällen die 
Grundrechte aushebeln?
Die Privatsphäre ist eines der 
wichtigsten Grundrechte, die in  
der Verfassung abgesichert sind. 
Nun hat das Parlament bewusst 
unsere Privatsphäre auf dem 
 Altar der Sozialversicherungen 
geopfert, womit wir alle Gefahr 
laufen, von Versicherungsspio
nen observiert zu werden. Das 
Parlament hat es verpasst, eine 
zwingend notwen dige 
 Güterabwägung zu ma
chen: Ist das öffentli
che  Interesse tatsächlich 
grösser als  unser verfas
sungsmässig veranker
tes Grundrecht auf Privat
sphäre? Dass es so weit kommen 
konnte, hat seinen Ursprung 

Silvia Schenker, 
Nationalrätin 
(BS)

in der langjährigen,  perfiden 
Kampagne der Rechtsbürgerli
chen gegen Menschen, die Sozi
alleistungen beanspruchen. Wer 
Sozial leistungen bezieht, wird 
der Faulheit und des Missbrauchs 
verdächtigt. Das Recht auf Ver
sicherungsleistungen, die uns 
 allen zustehen, verkommt  dabei 
immer mehr zu einem  Gnadenakt. 
Steuer hinterziehung, der «Volks
sport» der Reichen, wird gross
zügig verharmlost, der seltene 
Missbrauch von Sozialleistungen 
dagegen wird aufgebauscht und 
dramatisiert.

Mehr Informationen: 
www.spschweiz.ch/referendum

 leiden, ist ein altbekanntes Phä
nomen. Der Neoliberalismus und 
die fortschreitende Individua li
sierung gesellschaftlicher Prob
leme haben überall ihre Spuren 
hinterlassen. Diesem internatio
nalen Negativtrend widersetzt 
sich die SP Schweiz mittler weile 
mit einigem Erfolg: Seit Herbst 
2015 gewinnen wir wieder an 

 Mitgliedern, während wir zuvor 
über 20 Jahre hinweg stets Ver
luste verbuchen mussten.

Anrufen, anklopfen –  
und  hinhören
Umso mehr wird die Basiskam
pagne im Vorfeld der  nächsten 
nationalen Gesamterneuerungs
wahlen im Herbst 2019 ein 
Schlüssel element für die SP 
Schweiz sein. Es ist geplant, noch 
deutlich mehr Menschen als bis
her zu kontaktieren und weitere 
AktivistInnen in die Kampagnen
arbeit einzubinden.

Um noch direkter und ver
bindlicher auf die Leute in Ge
meinden und Städten zuzuge
hen, möchten wir zudem ver
stärkt nicht nur mit Telefonan
rufen operieren, sondern auch 
an den Haus türen anklopfen, das 
unmittel bare Gespräch suchen 
und uns Kritik, Ideen, Wünsche 
und Sorgen anhören. Weil wir mit 
den Menschen reden wollen – und 
nicht über sie.
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An der Delegiertenversamm
lung vom 23. Juni wendet sich 
die SP der Klimathematik zu. 
Und das mit guten Gründen. Die 
Überhitzung der Erde bedroht 
die Menschheit und somit auch 
die Wirtschaft. Gelingt es nicht, 
sie auf plus 1,5 bis 2 Grad zu 
 beschränken, werden Naturkata
strophen,  Ernährungsprobleme, 
Migrations ströme und Verdrän
gungskonflikte in bedrohlichem 
Masse zunehmen. Die  Schweizer 
Rückversicherung schrieb im 

 April 2018, dass bei den weltweit 
versicherten Schäden mit 144 
Milliarden Franken die grösste 
je verzeichnete Schadenssumme 
erreicht wurde. Wenn die Klima
erhitzung zu stark fortschrei
tet, lassen sich die damit verbun
denen Risiken wohl nicht mehr 
versichern. Das schrieb das «in
surance journal» im November 
2017.

Die jetzigen «Bemühungen» 
reichen nicht
Rein formell stellt sich die 
Schweiz dieser Herausforde
rung. Sie hat sich zusammen mit 
195 anderen Staaten im Pariser 
Klima abkommen dazu verpflich
tet, ihr Möglichstes beizutragen, 
um die Erderhitzung auf 1,5 bis  
2 Grad zu begrenzen. Doch die 
Umsetzungsvorschläge des Bun
desrats im Rahmen der Klimapo

 lange geforderten Massnahmen 
zum Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs und zur Minderung 
des  Privatverkehrs sind zwar un
vermindert wichtig. Deren Um
setzung dauert aber zu lange, um 
die Klimaziele rechtzeitig zu er
reichen. Die Ökologisierung des 
Verkehrs drängt.

Klimaschädlich angelegte 
 Pensionsgelder
Ebenso dringlich ist ein Um
denken bei unseren Banken und 
Finanzinstituten. Die Investitio
nen in Öl, Gas und Kohle, die vom 
Schweizer Finanzplatz aus ge
steuert werden, bewirken welt
weit mindestens das  Zehnfache 
der gesamten Treibhausgas emis
sionen auf Schweizer  Boden. 
Das widerspricht nicht nur dem 
 Klimaabkommen, sondern auch 
jeglicher Vernunft. Die Schweiz 
braucht zwingend eine klimakom
patible, vorausschauende Finanz
platzstrategie.

Es geht nicht zuletzt auch dar
um, unsere Finanzwirtschaft und 

Beat Jans,  
Nationalrat (BS)

DIE SP FORDERT, dass der Schweizer Finanzmarkt ab 2030 keine Investitionen in die Erschliessung fossiler Energiequellen mehr tätigt und dass 
die Strassenmobilität rasch elektrifiziert wird. Ab 2040 sollen keine Autos mit fossilen Verbrennungsmotoren mehr eingeführt werden.

Taten statt Illusionen

Der Ausbau des öffentlichen Verkehrs zur Minderung des Privatverkehrs ist wichtig.  
Aber die Umsetzung dauert zu lange, um die Klimaziele rechtzeitig zu erreichen. 

litik 2020 – 2030 bleiben weit hin
ter diesem Ziel zurück. Erstens 
werden bei Gebäudebeheizung 
und Industrie die Instrumente 
abgeschwächt, also ausgerechnet 
dort, wo die Schweiz bisher eine 
vertretbare Linie verfolgt hat. 
Zweitens schlägt der Bundesrat 
in den zwei klimapolitisch brach
liegenden Bereichen des Verkehrs 
und des Finanzplatzes keine grif
figen Massnahmen vor. Solche 
Mut losigkeit ist inakzeptabel.

Mittlerweile stösst der Ver
kehr beinahe die Hälfte des in
ländischen CO2 aus. Die bundes
rätlichen Vorschläge werden 
da ran nichts ändern. Das Posi
tionspapier, welches die SPDele
gierten diskutieren werden, plä
diert deshalb für eine rasche 
Elektrifizierung des Strassenver
kehrs auf der Basis  erneuerbaren 
Stroms. Die von der SP schon 



unsere Pensionskassen vor den 
Folgen zu bewahren, die das un
ausweichliche Platzen der Koh
lenstoffblase nach sich ziehen 
wird. Denn die heutigen Investi
tionen zur Erschliessung fossiler 
Brennstoffe werden morgen wert
los sein. Somit stehen neben dem 
Klima auch die Pensionsgelder der 
2. Säule auf dem Spiel. Diese sind 
heute in so hohem Mass in die fos
sile Wirtschaft investiert, dass sie 
umgerechnet eine Klimaerwär
mung von 4 bis 6 Grad mitfinan
zieren. Hier droht die bürgerli
che Haltung des «Laisserfaire» 
unser Land und das Klima an die 
Wand zu fahren. Ohne staatliche 
Leitplanken werden die Investi
tionsflüsse das Klima weiterhin 
aufheizen und die Finanzstabili
tät der Schweiz schwächen. Allein 
die UBS und die Credit Suisse ver
gaben in den Jahren 2015 – 2017 
Kredite in der Höhe von 12,3 Mil
liarden  Dollar für Teersandöl, 
arktisches Öl, UltraTiefseeöl, 
Flüssigerdgas, Koh le bergbau und 
kohlebefeuerte Energieanlagen 

– obwohl die Wissenschaft ein
dringlich davor warnt, weitere 
fossile Reserven zu erschliessen. 
Damit wir das 2GradZiel errei
chen, müssen vier Fünftel aller 
heute bekannten Vorräte an Koh
le, Öl oder Gas im Boden bleiben.

Zaudern zahlt sich nicht aus
Die Schweiz muss bezüglich 
 Klima und Finanzplatz voraus
schauender agieren als damals 
in Sachen Steuerhinterziehung 
und Bankgeheimnis, als sie viel 
zu spät auf die Weissgeldstrategie 
umschwenkte. Es wäre ihr  vieles 
erspart geblieben, wenn sie die 
Kurve schneller gekriegt hätte. Im 
Klimabereich darf die Schweiz die 
Fehler der Vergangenheit nicht 
wiederholen.

Neben dem Positionspa
pier zum Klimaschutz, das Ende 
Juni zur Debatte steht, erhalten 
alle Delegierten auch zwei Hin
tergrundberichte mit vielen In
fos und Argumenten zu den be
handelten Themen: einerseits zu  
Klima und Mobilität, anderseits 

zur Thematik Klima und Finanz
markt. Diese Berichte sind un
ter www.spschweiz.ch/lausanne  

Mittlerweile stösst der Verkehr beinahe die Hälfte des inländischen CO2 aus.

Die Investitionen in Öl, Gas und Kohle, die vom Schweizer Finanzplatz aus gesteuert 
werden, führen weltweit zu enormen Treibhausgasemissionen.
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 Information aus erster Hand
Mit dem Magazin «Solidarisch» hält die SP Schweiz ihre Gönnerinnen 
und Gönner über aktuelle politische Entwicklungen auf dem Laufen-
den. Unsere Mitglieder aus National- und Ständerat, kantonalen  
Regierungen und Parlamenten oder parteiinternen Organen berich-
ten im «Solidarisch» über ihre Fachgebiete und geben so Einblick in 
die Arbeit der SP. 
Unser Einsatz für die sozialdemokratischen Ziele kann dank  Ihrer 
 Unterstützung fortgesetzt und verstärkt werden. Wenn Sie «Soli-
darisch» (oder die französische Ausgabe «Solidaires») ohne  Ver    - 
pflichtung regelmässig erhalten möchten,  senden Sie bitte Ihre Post-
anschrift an  solidarisch@spschweiz.ch.

Mit bestem Dank, Ihre SP Schweiz

IMPRESSUM SOLIDARISCH – Das Spendenmagazin der SP Schweiz er
scheint viermal im Jahr in Deutsch und Französisch. Das Jahresabonnement 
für Gönnerinnen und Gönner ist im Spendenbetrag ab 5 Fran
ken enthalten. Spenden: PC 305207868, SP Schweiz, 3001 
Bern. Herausgeberin: Sozial demokratische  Partei der Schweiz, 
Theaterplatz 4, 3011 Bern, Tel. 031 329 69 69, Fax 031 329 69 70, 
EMail solidarisch@spschweiz.ch. Redaktion: Muriel Günther, 
 Gestaltung: Atelier Bläuer, Bern. Auflage: 50 000 Exemplare.

einsehbar oder können beim 
 Sekretariat der SP Schweiz be
stellt werden.
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Der Islam in der Schweiz

Die Integration religiöser Minder
heiten in der Eidgenossenschaft 
war schon oft Gegenstand sehr 
heftiger Debatten. Der Sonder
bundskrieg, der Kulturkampf 
oder die Verfassungsartikel zum 
Judentum zeigen dies zur Genüge. 
Nachdem sich die Wogen geglät
tet zu haben schienen und sich 
eine Art Gleichgewicht eingepen
delt hatte, was das Verhältnis des 
Staats zur Religion und die gesell
schaftliche Säkularisierung be
trifft, lassen gegen den Islam ge
führte Kampagnen seit rund zehn 
Jahren die heikle Diskussion er
neut aufflammen.

Mit den Forderungen der 
rückwärtsgewandten Rechten, 
mit Minarett, Burka, Halal
fleischverbot usw. brauchen wir 
uns nicht aufzuhalten. Da geht 

es eher um Symptome als um die 
Ursache des Unbehagens, meist 
nur um Details. Anders verhält es 
sich hingegen mit dem mantra
mässigen Beschwören einer 
christlichen Leitkultur. Wer for
dert, Muslime hätten sich einem 
strikt christlichen Wertekanon 
unterzuordnen, schürt gefährli
che Spannungen. Konservative 
Christdemokraten und mehr oder 
weniger islamophobe Nationalis
ten stehen hier in einem schädli
chen Wettbewerb.

Wie soll die SP darauf 
 antworten? 
Nach meinem Dafür halten lässt 
sich die Antwort in zwei Begriffen 
finden: Grundrechte und Nicht
diskriminierung. Der Bezugsrah
men der Eidgenossenschaft ist 
vorab die Verfassung von 1848 
mit ihren  Errungenschaften: 
 Demokratie, Menschenrechte, 
Gewaltentrennung, Gleichheits
gebot. Sie garantiert allen die 
Freiheit, die  eigene Religion aus
zuüben, anerkennt die gesell
schaftliche  Rolle der Kirchen, ver

langt von  ihnen aber auch, sich an 
die staat lichen – in der Schweiz 
meist auf  Kantonsebene erlasse
nen – Regeln zu halten. Den Res
pekt gegenüber unseren Werten 
müssen wir also nicht unter Beru
fung auf unsere christliche Tradi
tion, sondern auf die – per se sä
kularen – Freiheiten und Grund
rechte einfordern, die wir seit 
1848 geniessen.

In den meisten Kantonen 
sind die grossen Religionen öf
fentlichrechtlich anerkannt, sie 
dürfen  Steuern erheben, kirch
lichen Unterricht erteilen oder 
auch Gefängnisseelsorge betrei
ben. Weil der Staat nicht die eine 
oder  andere Reli gion diskriminie
ren darf, wird sich die Frage einer 
Anerkennung des Islam zwangs
läufig stellen, unter Berücksichti
gung kantonaler Besonderheiten. 
Dieser Prozess ist eine Chance, 
den  Dialog mit islamischen Wür
denträgern und Gelehrten zu in
tensivieren und klarer als bisher 
zu sagen, was wir von ihren Ge
meinschaften erwarten: in erster   
Linie repräsentative demokrati

sche Struk turen, Gleichbehand
lung von Mann und Frau, Aner
kennung des säkularen Staats 
und finanzielle Transparenz.

Ja zu Menschenrechten –  
Nein zu Diskriminierung
In der Schweiz niedergelasse
nen MuslimInnen ein «norma
les» religiöses Leben zu ermög
lichen, entzieht dem politischen 
Islam, der sich auf gefühlte oder 
objektive Diskriminierungen von  
Gläubigen beruft, den Nähr
boden. Unsere Vorfahren hat
ten die Weisheit, den grossen Re
ligionen ihren Platz einzuräu
men und Regeln aufzustellen, um   
zwischen Religiösem – wo jede 
Konfession selbst zuständig ist 
– und politischen Fragen, wo 
sich die Kirchen zurückzuhalten  
haben, unterscheiden zu kön
nen. Sie haben es geschafft, alle 
Glaubensgemeinschaften den sä
kularen Regeln des Staats zu un
terstellen. Es gibt keinen Grund, 
davon abzuweichen. Menschen
rechte und keinerlei Diskriminie
rung. Auch im Fall des Islam.

Christian Levrat, 
Ständerat (FR) 
und Präsident  
SP Schweiz

WIR KÖNNEN DIE AUGEN NICHT DAVOR VERSCHLIESSEN: Ungefähr 400 000 der in der Schweiz lebenden Menschen – also jedeR Zwanzigste 
– bekennen sich zum islamischen Glauben. Ein Drittel von ihnen ist eingebürgert. Es wäre jedoch verfehlt, all diese Leute als homogene Gruppe 
zu betrachten. Ihr Merkmal ist vielmehr dasjenige der Vielfältigkeit: geografisch, kulturell und glaubensmässig.
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Die Lösung in zwei Begriffen: Grundrechte und  
keinerlei  Diskriminierung. Auch im Fall des Islam.
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